Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/2811 


Sachgebiet 2330 


Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

gemäß § 96 der Geschäftsordnung 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf eines 
Gesetzes zur Durchführung des langfristigen Wohnungsbau- 
programms (Wohnungsbauänderungsgesetz 1971 — 
WoBauÄndG 1971) 

— Drucksachen VI/2117, zu VI/2117, 

Nachtrag zu VI/2117, VI/2782 — 

und über den von den Abgeordneten Dr. Czaja, Erpenbeck, 
Mick, Ott und der Fraktion derCDU/CSU eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Zweiten Wohnungsbau- 
gesetzes 

— Drucksachen VI/ 142, VI/2782 — 


Bericht des Abgeordneten Müller (Nordenham) 


Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltstage ver- 
einbar. 

Der Gesetzentwurf soll die Änderungen des Zwei- 
ten Wohnungsbaugesetzes herbeiführen, die zur 
wirksamen Durchführung des von der Bundesregie- 
rung beschlossenen langfristigen Wohnungsbau- 
programms erforderlich sind. Das langfristige Woh- 
nungsbauprogramm hat zum Ziel, dem Rückgang 
des sozialen Wohnungsbaues entgegenzuwirken und 
den von der öffentlichen Hand geförderten Woh- 
nungsbau durch gemeinsame Anstrengungen von 
Bund, Ländern und Gemeinden wieder auf eine jähr- 
liche Wohnungsbauleistung von 200 000 bis 250 000 
Wohnungen zu erhöhen. Dies ist insbesondere zur 


Beseitigung der Spannungen auf den regionalen 
Wohnungsmärkten, aber auch zur Begrenzung des 
Mietanstiegs geboten. 

Bei den bereitzustellenden Bundesmitteln (Hinweis 
auf § 18 des Gesetzentwurfs) wird unterschieden 
zwischen dem für die Grundförderung bestimmten, 
jährlich gleichbleibenden Betrag von künftig 
150 000 000 DM, der gesetzlich festgelegt wird, und 
den für die Intensivförderung und für Sonderförde- 
rungsmaßnahmen vorgesehenen sonstigen Mitteln, 
die jeweils nach Maßgabe des Bundeshaushaltsplans 
bereitgestellt werden. 

Durch das Gesetz entstehen für den Bund gegen- 
über den Verpflichtungen nach der bisherigen 
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Rechtslage Mehrkosten in Höhe von 21 000 000 DM 
jährlich. Im übrigen wird das lanfristige Wohnungs- 
bauprogramm nach Maßgabe des jährlichen Bundes- 
haushaltsplans finanziert. 

Für 1972 sind diese Kosten im Entwurf des Bun- 
deshaushaltsplans bei Kapitel 25 02 vorgesehen. 
Für die Folgejahre sind sie in der Finanzplanung 
des Bundes enthalten. 


Der von den Abgeordneten Dr. Czaja, Erpenbeck, 
Mick, Ott und der Fraktion der CDU/CSU einge- 
brachte Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des 
Zweiten Wohnungsbaugesetzes — - Drucksache 
VI/ 142 — wird für erledigt erklärt. 

Dieser Bericht beruht auf der vom federführenden 
Ausschuß für Städtebau und Wohnungswesen vor- 
geschlagenen Fassung des Gesetzentwurfs. 


Bonn, den 11. November 1971 


Der Haushaltsausschuß 
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Berichterstatter 



